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1TOP 1:

Zweites Gesetz zur Anpassung bestimmter Bedingun​gen in der See​schifffahrt an den internationalen Standard (Zweites Seeschiff​fahrts​anpassungsgesetz - SchAnpG 2 -)

Drucksache:
161/02

Beteiligung:
Vk

I.

Der Ausschuss empfiehlt dem Bundesrat 

1.
festzustellen, dass das Gesetz der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Begründung:

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass das Gesetz insbesondere im Hinblick auf das Seefahrtbildungswesen (Artikel 1 Nr. 2 § 2 Seeaufga​bengesetz) und den die Lade-, Lösch-, Liege- und Werft​plätze einschlie​ßenden Geltungsbe​reich (Artikel 2, § 1 Abs. 3 Seesi​cherheits-Untersu​chungs-Gesetz) der Zu​stimmung des Bundesrates bedarf.

(Antrag Bremen:


7 : 6 : 3







Nein:
BE, NI, NW, ST, SH, TH







Enth.:
BB, MV, RP)

2.
zu dem Gesetz die Einberufung des Vermittlungsausschusses gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der grundlegenden Überarbeitung des Gesetzes zu verlangen.

Begründung:

Der Bundesrat hat in seiner 764. Sitzung am 1. Juni 2001 im ersten Durchgang eine Stellungnahme beschlossen, die im weiteren Gesetzgebungsverfahren nicht berücksichtigt wurde. Der Bundesrat verfolgt weiter das dringende Ziel der Beibehaltung der Seeämter und hält sein Votum aus dem ersten Durchgang in vollem Umfang aufrecht. Das Gesetz bedarf insbesondere Änderun​gen hinsichtlich 

-
der Beibehaltung der Untersuchungsführerschaft der Seeämter,

-
der Öffentlichkeit des Untersuchungsverfahrens,

-
der Erhaltung des Berufungsverfahrens vor dem Bundesoberseeamt,

-
des Wegfalls des Antragserfordernisses bei Beteiligung von Bundesbeam​ten sowie

-
der Durchführung der Ermittlung durch die Bundesstelle für Seeunfallun​tersuchung.

(Antrag Bremen:





-
ohne 4. Tiret der Begründung:

7 : 4 : 5










Nein:
NI, NW, ST, TH










Enth.:
BE, BB, MV, RP, SN

-
4. Tiret der Begründung:


6 : 5 : 5











Nein:
NI, NW, ST, SH, TH











Enth.:
BE, BB, MV, RP, SN)

II.

Der Beschlussfassung des Ausschusses liegt folgende Diskussion zugrunde:

1.
Der Vertreter Hamburgs verweist hinsichtlich der Berichterstattung auf die Ausführungen in der 513. Sitzung des Verkehrsausschusses am 25. April 2001 (TOP 2, S. 4 u. 5 der Niederschrift). Weiterhin führt er aus:

"Auf Empfehlung des Verkehrsausschusses und anderer beteiligter Ausschüsse des Bundesrates hatte der Bundesrat in seiner 764. Sitzung am 1. Juni 2001 be​schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Stellung zu nehmen - BR-Drucksache 248/01 (Beschluss). Hierzu hat die Bun​desregierung in einer Gegenäußerung Stellung genommen (Anlage 3 der BT-Drucksache  14/6455 und zu Drucksache 14/6455).

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 21. Februar 2002 den Gesetz​entwurf mit einigen Änderungen angenommen. Die Änderungen betreffen je​doch keine wesentlichen Kernstücke des Gesetzes."

2.
Die Vertreterin Bremens stellt den unter I. 1. wiedergegebenen Antrag ihres Landes auf Feststellung der Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes. Sie bittet den Fachvertreter ihres Landes um nähere Ausführungen zur Begründung des Antrags.

Der Vertreter Bremens geht zunächst auf die Ausführungen des Staatssekretärs im BMVBW, Nagel, in seinem den Ländern vorliegenden Schreiben vom 4. März 2002 ein. Dort werde die Auffassung vertreten, Bundesregierung und Bundestag seien dem Bundesrat und seiner Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf vom Sommer dieses Jahres weitgehend gefolgt. Diese Einschätzung könne er nicht teilen. Aufgrund der Auswirkungen des Gesetzes auf das Seefahrtbildungs​we​sen und die Lade-, Lösch-, Liege- und Werftplätze sei die Zustimmungs​be​dürftigkeit weiterhin gegeben. Unzutreffend sei auch, dass die Untersuchungs​führung der Seeämter bei Unfällen erhalten bleibe. Vielmehr seien die Seeämter aufgrund des Gesetzes nur noch für Verfahren zur Patententziehung zuständig. Damit erstrecke sich auch die Öffentlichkeit des Seeamtsverfahrens nur noch auf derartige Verfahren. Untunlich sei auch die Regelung, dass die Ermittlungs​ergebnisse der Bundesstelle für Seefalluntersuchungen den Seeämtern nicht zur Verfügung gestellt würden. Umgekehrt sei keine definitive Regelung über die Einbeziehung der Untersuchungsergebnisse der Wasserschutzpolizei durch die Bundesstelle getroffen. Es könne daher geschehen, dass ein und dasselbe Un​fallgeschehen von drei Dienststellen untersucht werde. Der Ersatz des Berufungs​verfahrens vor dem Bundesoberseeamt durch eine Widerspruchsmöglich​keit gegenüber den Wasser- und Schifffahrtsdirektionen sei unzureichend.

Der Vertreter Niedersachsens bittet den Vertreter der Bundesregierung um Er​läuterung, welche Änderungen der Gesetzesbeschluss des Bundestages gegen​über dem Gesetzentwurf der Bundesregierung aufweise, insbesondere im Hin​blick auf die Stellungnahme des Bundesrates im ersten Durchgang.

Der Vertreter der Bundesregierung geht zunächst auf die Frage der Zustim​mungsbedürftigkeit des Gesetzes ein. Auswirkungen auf das Seefahrtbildungs​wesen könne er nicht erkennen. Aber selbst wenn es sie gäbe, ginge hiervon nicht die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes aus. Er vermisse im Übrigen die Benennung einer Rechtsgrundlage für die Zustimmungsbedürftigkeit in dem Antrag und seiner Begründung. Die Lösch- und Liegeplätze seien in dem Ge​setz nicht mehr geregelt. Der Bund habe darüber hinaus auch keinerlei Interesse daran, in die dortige Landeszuständigkeit einzugreifen; diese müsse auch aus Bundessicht erhalten bleiben und sei in dem Gesetz nicht tangiert. Von einer Verpflichtung zur Einschaltung der Wasserschutzpolizei habe man abgesehen, zumal das Instrument der Amtshilfe allen praktischen Notwendigkeiten genüge tue. Er (Vertreter der Bundesregierung) sei auch der Auffassung, dass die Un​tersuchungsführerschaft der Seeämter in der Masse der Verfahren nicht berührt sei. Diese führten insgesamt ein Verwaltungsverfahren im Sinne des § 9 VwVfG durch. Dass die sich anschließende Unfalluntersuchung intern statt​finde, sei keine Besonderheit, sondern entspreche dem Vorgehen z. B. auch bei Bahnunfällen. Das herkömmliche Seeamtsverfahren mit der ihm eigenen Öf​fentlichkeit sei eine ungewöhnliche Konstruktion für ein Verwaltungsverfahren. Dabei seien aber auch allgemeine Grundrechte der Beteiligten, wie z. B. das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, zu beachten. Eine durchge​hende Öffentlichkeit dieses Verwaltungsverfahrens liefe auf eine Entziehung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung gegenüber den betroffe​nen Seeleuten hinaus. Dies könne nicht hingenommen werden. Beim Bundes​oberseeamt seien jährlich nur zwei bis drei Berufungsverfahren abzuwickeln. Es widerspräche den Erfordernissen der Verfahrensökonomie, eine Bundesoberbe​hörde mit einer so geringen Fallzahl zu befassen. Daher sei es unter verwal​tungsstrukturellen Gesichtspunkten angezeigt, auf das übliche Widerspruchs​verfahren bei der übergeordneten Behördeninstanz, also hier den Wasser- und Schifffahrtsdirektionen, überzugehen. Damit bleibe - wie vom Bundesrat gefor​dert - eine zweite Verwaltungsinstanz erhalten. Er (Vertreter der Bundesregie​rung) appelliere darüber hinaus an die Länder, nicht hinter den Beschluss im ersten Durchgang zurückzugehen, bei dem die Untersuchungsführerschaft durch eine Bundesstelle begrüßt worden sei. Diese werde durch das Gesetz einge​richtet, weshalb er auf das Einverständnis des Bundesrates hoffe.

Der Vertreter von Mecklenburg-Vorpommern weist darauf hin, dass es noch Abstimmungsbedarf unter den Küstenländern zu dem Gesetz gebe. Gegebenen​falls werde sich das Ergebnis weiterer Abstimmungsbemühungen in einem Ple​narantrag zur Sitzung des Bundesrates am 22. März 2002 niederschlagen.

Der Vertreter Bremens entgegnet auf die Ausführungen des Vertreters der Bun​desregierung, dass die Stellungnahme des Bundesrates im ersten Durchgang nicht hinreichend berücksichtigt worden sei. Das derzeitige umfassende Unter​suchungsrecht der Seeämter bliebe nicht erhalten, sondern gehe auf die Bun​desstelle über. Die Zuständigkeit der Seeämter beschränke sich auf den Patent​entzug. Die Forderung des Bundesrates sei es gewesen, die Bundesstelle nur als Untersuchungsinstanz auszugestalten. Die geringe Zahl der Berufungsverfahren vor dem Bundesoberseeamt sei auf die hohe Qualität der Sprüche der Seeämter zurückzuführen, so dass sich aus seiner Sicht keine Notwendigkeit ergebe, von dem bewährten Verfahrensweg zum Bundesoberseeamt abzuweichen. Untun​lich sei schließlich auch das Antragserfordernis bei Untersuchungen gegenüber Bundesbediensteten (§ 22 Abs. 4 des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes). 

Der Vertreter Hamburgs weist darauf hin, dass das Schreiben von Staatssekretär Nagel derzeit noch unter fachlichen Gesichtspunkten geprüft werde. Er werde im Ausschuss den Anträgen Bremens zustimmen, sein Land behalte sich eine andere Entscheidung im Plenum aber vor.

Der Sekretär des Ausschusses weist darauf  hin, dass der in der Begründung des Antrags auf Feststellung der Zustimmungsbedürftigkeit angesprochene Artikel 74 Abs. 2 GG in der Diskussion keine Rolle gespielt habe. Die Bundesregierung habe geltend gemacht, dass das Gesetz nunmehr keine Staatshaftungsnorm mehr enthalte.

Der Vertreter Bremens erklärt, er halte diesen Teil der Begründung nicht auf​recht. Die Zustimmungsbedürftigkeit gehe nach seiner Auffassung auf Artikel 84 Abs. 1 GG zurück.

Der Antrag wird, wie unter I. wiedergegeben, angenommen.

3.
Der Vorsitzende stellt sodann den Antrag auf Anrufung des Vermittlungsaus​schusses zur Abstimmung, der, wie unter I. 2. wiedergegeben, in zwei Abstim​mungen angenommen wird.

(Ende TOP)
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